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1 Einleitung  

Mit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) wurden wesentliche Elemente der 

Richtlinie 2001/42 EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 

Programme, (Plan-UVP-Richtlinie oder auch SUP-Richtlinie) in nationales Recht umgesetzt. 

Dabei wurde das Baugesetzbuch (BauGB) geändert (in der Fassung der Bekanntmachung ab 

dem 3. November 2017, BGBl. I S. 3634) und für die Prüfung der Umweltauswirkungen die 

„Umweltprüfung“ (UP) eingeführt. 

 

In § 2 Abs. 4 BauGB heißt es: 

„Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird eine Umweltprüfung 

durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden 

und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden (…). Die Umweltprüfung bezieht 

sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden 

sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans in angemessener Weise verlangt 

werden kann (...). Liegen Landschaftspläne oder sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe 

g vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Umweltprüfung heranzuziehen.“ 

 

Die Wallfahrtsstadt Werl beabsichtigt im nordwestlichen Innenstadtbereich eine 

Nachverdichtung der Wohnbebauung zu ermöglichen. Dabei handelt es sich um sogenannte 

Bebauung in zweiter Reihe oder Hinterland Bebauung. Da dies nach dem derzeitigen 

Planungsrecht nicht möglich ist, die Wallfahrtsstadt Werl sich aber entschlossen hat, der 

Nachverdichtung den Vorrang vor dem Erhalt der bestehenden Strukturen zu geben, entsteht 

die Notwendigkeit einen Bebauungsplan für die betroffene Fläche aufzustellen. 

Für weitere Informationen zur Historie, die zu dieser Entscheidung führte, siehe Kap. 1 

„Anlass und Ziel der Planaufstellung“ der Begründung. 

 

Das Bauvorhaben gilt darüber hinaus nach § 4 Abs. 1 LG NRW als Eingriff in Natur und 

Landschaft, so dass eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erforderlich ist. In der Regel wird 

diese Berechnung im Rahmen eines Landschaftspflegerischen Begleitplanes (LBP) durchgeführt. 

Da aber bei der Umweltprüfung im Wesentlichen die Schutzgüter geprüft werden, die auch 

Gegenstand der Prüfung eines Landschaftspflegerischen Begleitplanes sind, wird hier auf die 

separate Erstellung eines LBP verzichtet und der Umweltbericht um entsprechende Aussagen 

erweitert.  

 

 

1.1 Festlegung der Erforderlichkeit von Umfang und Detaillierungsgrad für die 

Ermittlung der Belange der Umwelt / Scoping 

Der Inhalt des Umweltberichtes richtet sich nach Anlage 1 zum BauGB sowie weiterführende 

Vorschriften des BauGB. Gemäß § 2 (4) BauGB legt die Gemeinde den Umfang und den 

Detaillierungsgrad für die Ermittlung der Belange der Umwelt und der voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen fest. Die Umweltprüfung bezieht sich dabei auf das, was auf 

der Grundlage des gegenwärtigen Wissensstandes und entsprechend dem Inhalt und 

Detaillierungsgrad des Bauleitplanes in angemessener Weise verlangt werden kann (s. o.). 

Grundlage für den vorliegenden Umweltbericht sind zum einen vorliegende Daten und 

Grundlagen aus übergeordneten Plänen (Regionalplan, FNP), sonstigen Plänen 

(Landschaftsplan [LP]), Informationssystemen (Fachinformationssystem des LANUV), zum 

anderen gebietsspezifische Gutachten und Prognosen (Artenschutzprüfung). 
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1.2 Wesentliche Inhalte des Bebauungsplans  

1.2.1 Inhalt, Ziel und Erforderlichkeit des Bebauungsplans 

Eine detaillierte und umfassende Darstellung zu Inhalt, Ziel und Erforderlichkeit gibt die 

Begründung zum Bebauungsplan. Nachfolgend werden nur die wesentlichen Aussagen 

übernommen und kurz dargestellt. 

 

Im nordwestlichen Innenstadtbereich soll eine Nachverdichtung der Wohnbebauung 

ermöglicht werden. Dabei handelt es sich um sogenannte Bebauung in zweiter Reihe oder 

auch Hinterland Bebauung. 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 131 „Beringweg“ wird im klassischen Verfahren 

durchgeführt. Das Plangebiet befindet sich im Allgemeinen Siedlungsbereich, die gegenwärtige 

planungsrechtliche Situation ist als Innenbereich i.S.d. § 34 BauGB zu beurteilen. Die 

Voraussetzungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren als 

Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB sind aufgrund des Zielkonfliktes 

zwischen Verdichtung bzw. Erhalt von Grünflächen schwer umzusetzen. Das vereinfachte 

Planverfahren gem. § 13 BauGB scheidet aus, da sich der aus der vorhandenen Eigenart der 

näheren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab durch eine sogenannte Hinterland 

Bebauung verändert (siehe Begründung). 

 

 

1.1.1 Abgrenzung, Lage und Größe der Planbereiche  

Der Planbereich des Bebauungsplanes liegt inmitten des Siedlungsbereichs der Wallfahrtsstadt 

Werl. Das Plangebiet befindet sich südlich der Sekundarschule, wird im Westen durch 

Bebauung am „Kucklermühlenweg“, im Osten durch Bebauung an der Straße „Zum 

Salzbach“ und im Süden durch den „Beringweg“ begrenzt (siehe hierzu Abb. 1 und 2). 

Es handelt sich dabei um eine Fläche innerhalb des bebauten Siedlungszusammenhangs, 

welche durch großzügige rückwärtige Gartenbereiche charakterisiert ist, und sich so aufgrund 

ihrer zentralen Lage städtebaulich optimal in den Siedlungskörper einbinden lässt. 

Planungsrechtlich ist die Fläche als Innenbereich i.S.d. § 34 BauGB zu werten. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst ca. 1,37 ha in der Gemarkung Werl (1797), 

Flur 28 die Flurstücke 14, 18, 16, 191, 212, 213, 214 und teilweise 448  
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Abbildung 1: Übersicht, Lage des Bebauungsplans Nr. 131 - Beringweg 

 
Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 131 mit Kennzeichnung der Flurstücke  
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Bestehendes Planungsrecht 

Für das Plangebiet besteht derzeit kein Bebauungsplan. Die Fläche liegt gem. § 34 BauGB 

innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. Danach ist ein Bauvorhaben zulässig, wenn 

es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 

überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 

gesichert ist. Aufgrund der vorhandenen Situation kann nach derzeitigem Planungsstand kein 

Baurecht geschaffen werden. 

 

 

1.2.2 Art und Maß der Nutzung 

Entsprechend dem städtebaulichen Entwurf wird für den Geltungsbereich ein Allgemeines 

Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festge-setzt.  

Das Baugebiet dient somit - entsprechend der Zielsetzung, Wohnbauland zur Verfügung zu 

stellen - vorwiegend dem Wohnen. Zuläs-sig ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4. Es können 

Einzelhäuser im östlichen sowie Einzel- und Doppelhäuser im westlichen Bereich in offener 

Bauweise errichtet werden.  

 

Die Zahl der Vollgeschosse ist auf 1 begrenzt. Von der Festsetzung der Geschossflächenzahl 

wird abgesehen.  

Entsprechend der umgebenden Bebauung wird die Zahl der Wohnungen je Wohngebäude auf 1 

Wohneinheit begrenzt. Entsprechend wird für Doppelhaushälften ebenfalls 1 WE festgesetzt. 

 

Für die Grundflächenzahl (GRZ) wird einheitlich ein Wert von 0,4 festgesetzt. Mit der Festsetzung 

wird die vom Gesetzgeber als Orientierwert festgelegte Obergrenze für die Versiegelung für 

Allgemeine Wohngebiete aufgegriffen.  

 

In Übereinstimmung mit dem städtebaulichen Konzept trifft der Bebauungsplan Vorgaben zur 

beabsichtigten Baustruktur bzw. Bauweise. Für das Wohngebiet wird eine offene Bauweise 

festgesetzt, gem. § 22 (2) BauNVO sind demnach Einzelhäuser im östlichen, sowie Einzel- und 

Doppelhäuser im westlichen Bereich zulässig (siehe hierzu Abb. 3 und die Anlage „Entwurf zur 

Offenlage, Bebauungsplan Nr. 131, "Beringweg", Wallfahrtsstadt Werl“). 
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Abbildung 3: Übersicht Festsetzungen des Bebauungsplans  

(unmaßstäbliche Übersicht, Stand Dezember 2023) 
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1.1.2 Bedarf an Grund und Boden 

Zur Umsetzung des Planungszieles werden innerhalb des etwa 1,4 ha großen Geltungsbereiches 

folgende Flächengrößen in Anspruch genommen:  

 

Tabelle 1: Flächenbilanz, Stand Dezember 2023  

(Quelle: Begründung zum Bebauungsplan Nr. 131 der Wallfahrtsstadt Werl „Beringweg“) 

Stand: 12. 2023 Fläche (m²) 

Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 12.463 

- davon überbaubare Fläche 4.985 

- davon nicht überbaubare Fläche 7.478 

Verkehrsfläche 1.242 

Gesamtfläche 13.705 

 

 

2 Allgemeine Ziele des Umweltschutzes in übergeordneten Fachplänen und 

Fachgesetzen  

Durch § 1 (7) Nr. 7 Buchstaben a) bis i) BauGB werden die zu berücksichtigenden Belange des 

Umweltschutzes vorgegeben. Durch Fachgesetze, Fachpläne bzw. durch weitere eingeführte 

Normen werden die für die einzelnen Belange/ Schutzgüter allgemeinen Vorgaben und Ziele 

bestimmt. Diese sind bei Prüfung der Schutzgüter zu berücksichtigen. Die Bewertung der 

einzelnen Schutzgüter hat unter besonderer Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben 

hinsichtlich des Schutzzweckes, der Erhaltung bzw. der Weiterentwicklung zu erfolgen. Die Ziele 

der Fachgesetze stellen den Rahmen der Bewertung der einzelnen Schutzgüter dar. Hierbei ist 

zu berücksichtigen, dass auch auf Grund der Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 

Schutzgütern, nicht nur ein Fachgesetz oder ein Fachplan eine Zielaussage enthalten kann. 

Hierbei sind auch die ggf. außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes berührten 

Schutzgüter und die damit verbundenen Fachgesetze zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung 

der in den Fachgesetzen/ Normen formulierten Ziele erfolgt durch Festsetzungen gem. § 9 (1) 

BauGB nach Abwägung der Belange. 
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2.1 Allgemeine Ziele des Umweltschutzes in übergeordneten Fachplänen  

2.1.1 Regionalplan (ehem. Gebietsentwicklungsplan) 

 

Der Regionalplan - Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis - , wirksam seit 

der Veröffentlichung am 30. März 2012, stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplanes als 

„Allgemeiner Siedlungsbereiche (ASB)“ dar. 

 

Damit folgt die Aufstellung des Bebauungsplanes den Zielen der Raumordnung. 

 

 

Abbildung 4: Auszug aus dem rechtskräftigen Regionalplan mit Kennzeichnung des Planbereiches 
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2.1.2 Flächennutzungsplanung 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Wallfahrtsstadt Werl stellt das Plangebiet als 

Wohnbaufläche gem. § 1 Abs. 1 BauNVO dar (s. Abb. 3). Somit wird folgerichtig, auf der Ebene 

der verbindlichen Bauleitplanung, mit Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 131 diese generelle 

städtebauliche Zielsetzung mit der Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 

planungsrechtlich gesichert. 

 

Westlich, östlich und teilweise südlich des Plangebietes stellt der Flächennutzungsplan 

Wohnbauflächen dar. Nördlich und teilweise südlich des Plangebietes sind Flächen für den für 

den Gemeinbedarf (Schulstandorte) dargestellt. 

 

 
Abbildung 5: Ausschnitt aus dem rechtsgültigen FNP der Stadt Werl mit weiß gekennzeichnetem 

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 131 (Quelle: Begründung) 
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2.1.3 Landschaftsplan  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 131 liegt in einem als Siedlungsfläche 

dargestellten Bereich und somit außerhalb des seit 24.08.2012 rechtskräftigen 

Landschaftsplanes VI „Werl“. Daher sind für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 

131 keine landschaftsplanerischen Festsetzungen vorhanden. 

 

 

2.1.4 FFH-Gebiete / Vogelschutzgebiete  

Gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) und Europäische Vogelschutzgebiete 

sind von dem Vorhaben nicht betroffen.  

Im weiteren Umfeld südlich des Plangebietes befindet sich das Vogelschutzgebiet Hellwegbörde 

mit der Kennung: DE-4415-401 in einer Entfernung zum Planbereich von etwa 1.300 m. Weitere 

VSG liegen in noch größerer Entfernung im Umfeld. 

Das einzige FFH-Gebiet in der weiteren Umgebung des Planbereiches ist der „Laubwald bei Haus 

Westrich“ mit Kennung: DE-4413-302; in einer Entfernung zum Planbereich von etwa 2.500 m. 

 

 

2.1.5 Naturschutzgebiete 

Naturschutzgebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen.  

Das einzige Naturschutzgebiet in der weiteren Umgebung des Planbereiches ist das „NSG 

Laubwald bei Haus Westrich“ mit Kennung: SO-058; in einer Entfernung zum Planbereich von 

etwa 2.500 m. Das NSG umfasst auch das oben genannte FFH-Gebiet „Laubwald bei Haus 

Westrich“. 

 

 

2.1.6 Biotopkataster 

Angaben zu schutzwürdigen Biotopen führt das entsprechende Fachinformationssystem des 

Landes NRW. Die Abfrage im Internet unter http://www.naturschutzinformationen-

nrw.de/bk/de/karten/bk erbrachte keine Ergebnisse für den Planungsraum. 

 

 

Es ist festzuhalten, dass die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 131 „Beringweg“ den 

übergeordneten Planungen entspricht und kein schützenswertes oder unter Schutz 

stehendes Objekt betroffen macht. 

 

 

2.1.7 Wasserschutzgebiete 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Wasserschutzgebieten, sodass sich keine 

Betroffenheit ergeben wird. 

  

http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/bk/de/karten/bk
http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/bk/de/karten/bk
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2.1.8 Überschwemmungsgebiete 

Das Plangebiet befindet sich etwa 120 m südlich des festgesetzten Überschwemmungsgebietes 

„Salzbach“ und ist daher nicht betroffen. Dies wird durch einen Auszug aus der 

Hochwassergefahrenkarte des Landes NRW bestätigt. Dadurch bedingt ergibt sich auch keine 

Betroffenheit des Überschwemmungsgebietes durch die Realisierung der Planung. Siehe 

Abbildung 8. 

 

 
Abbildung 6: Festgesetztes Überschwemmungsgebiet „Salzbach“, Lage des Geltungsbereichs 

 

Im Falle eines extremen Hochwassers besteht laut der Hochwassergefahrenhinweiskarte des 

Landes NRW keine Möglichkeit einer Überflutung des Vorhabenbereiches, dargestellt in 

Abbildung 7, einem Ausschnitt aus der Hochwasserkarte NRW. HQextrem: Hier handelt es sich 

um ein Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit, das im Mittel deutlich seltener als alle 100 

Jahre auftritt. Dieses Szenario ist dasjenige mit den größten Abflüssen und den potenziell größten 

Überflutungsflächen.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 131 ist nicht betroffen. 

  

https://www.giscloud.nrw.de/arcgis/apps/experiencebuilder/experience/?id=8e3c1cee6c944400bbd93dbbe1838842&page=Hochwassergefahrenkarte-%28HWGK%29&views=HQextrem---HWGK
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Abbildung 7: Hochwassergefahrenkarte (HQextrem) des Landes NRW 

 

 

2.2 Allgemeine Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen 

Nachfolgend sind unter Darstellung des Schutzgutes die Zielaussagen der jeweils wichtigsten 

anzuwendenden Fachgesetze/ Normen und die Art, wie diese Ziele im Bebauungsplan 

berücksichtigt werden, aufgeführt. Die Reihenfolge der Darstellung orientiert sich an der im 

nachfolgenden Abschnitt vorgenommenen Bewertung der einzelnen Schutzgüter. 

 

 

2.2.1 Mensch und seine Gesundheit / Bevölkerung  

Baugesetzbuch (BauGB) / Flächennutzungsplan 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere 

o die Belange des Umweltschutzes, 

o insbesondere umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

sowie die Bevölkerung insgesamt und 

o insbesondere die Vermeidung von Emissionen, 

zu berücksichtigen. 
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TA Lärm / DIN 18005 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 

Geräusche sowie deren Vorsorge durch dessen Verringerung insbesondere am Entstehungsort, 

aber auch durch städtebauliche Maßnahmen in Form von Lärmvorsorge und -minderung. 

 

TA Luft  

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 

Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur Erzielung eines hohen Schutzniveaus für die 

gesamte Umwelt. 

 

„Lichtrichtlinie“ (Lichtimmissionen, Messung, Beurteilung und Verminderung [Gem. RdErl. 

d. MURL]) 

Dieser Erlass dient dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen durch Licht sowie der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen 

durch Licht. 

 

Der Bebauungsplan berücksichtigt die gesetzlichen Vorgaben, indem Festsetzungen als 

allgemeines Wohngebiet, Baugrenzen, Verkehrsflächen et c. vorgenommen werden und somit 

nicht zu erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter führen wird. Es sind keine 

gesundheitsgefährdenden Auswirkungen zu erwarten.  

 

 

2.2.2 Klima / Luft / Emissionen / Immissionen  

Bundesimmissionsschutzgesetz inkl. Verordnungen 

o Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der 

Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

(Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen 

(Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen durch Luftverunreinigungen, 

Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen). 

 

TA Luft / Abstandserlasses NRW (RdErl. D. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz – V-3 – 8804.25.1 v. 6.6.2007) 

o Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

durch Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur Erzielung eines hohen 

Schutzniveaus für die gesamte Umwelt. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG NRW) 

§ 1 Abs. 1 BNatSchG: „Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die 

künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der 

nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass 

o die biologische Vielfalt, 

o die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der 

Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 
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o die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 

erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz) 

§ 1 Abs. 3 BNatSchG: 

o Luft und Klima sind auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger 

lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete, 

Luftaustauschbahnen oder Freiräume im besiedelten Bereich; dem Aufbau einer 

nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer 

Energien kommt eine besondere Bedeutung zu, ...“ 

 

Landesnaturschutzgesetz NW (LNatSchG) 

o Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur Sicherung der 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes (und damit auch der klimatischen Verhältnisse) 

als Lebensgrundlage des Menschen und Grundlage für seine Erholung.  

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes berücksichtigt die gesetzlichen Vorgaben insofern, dass 

durch eine Ausweisung als allgemeines Wohngebiet et c. keine erheblichen Auswirkungen auf 

die Schutzgüter zu erwarten sind. Durch die Änderungen werden die bestehenden Emissionen 

nicht wesentlich erhöht und entsprechen den für Wohngebiete üblichen Emissionen, die auch im 

Umfeld bereits vorzufinden sind.  

 

Durch die teilweise Überbauung und Versiegelung der bisher als Garten genutzten Freifläche, 

sind Änderungen im Kleinklima zu erwarten. Diese beschränken sich aber auf die bebauten 

Flächen selbst und erreichen keine Fernwirkung.  

 

Im Bebauungsplan wird festgelegt, dass Flachdächer von Hauptgebäuden (oberhalb der 

obersten Geschoss-ebene) sowie Pultdächer mit einer Dachneigung von bis zu 15 Grad, 

Garagen und Nebengebäude mindestens extensiv zu begrünen sind. Sie sind mit mindestens 

8 cm Bodensubstrat zu bedecken und mit einer standortgerechten Vegetation extensiv zu 

begrünen und als begrünte Fläche zu unterhalten. Untergeordnet können Belichtungs-

einrichtungen und technische Dachaufbauten zugelassen werden. Die Nutzung solarer 

Strahlungsenergie ist über der Dachbegrünung zulässig, sofern sie der Funktion dieser nicht 

zuwiderläuft. 

 

Da von der derzeit als Hausgärten genutzten Fläche keine Lichtemissionen ausgehen, ist mit der 

Umsetzung des Vorhabens von einer Änderung der bestehenden Lichtverhältnisse auszugehen. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung durch mögliche Lichtemissionen (aus dem Gebiet heraus) ist 

allerdings nutzungsbedingt nicht zu erwarten.  

 

Vom Planbereich werden auch zukünftig keine erheblichen Beeinträchtigungen durch zusätzliche 

Luftverunreinigungen zu erwarten sein.   
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2.2.3 Tiere, Pflanzen/ biologische Vielfalt/ Landschaft 

Baugesetzbuch (BauGB)  

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange des Umweltschutzes, 

einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die  

o Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 

zwischen ihnen sowie 

o die Landschaft und die biologische Vielfalt sowie  

o die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie 

o der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 

a) bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz) 

zu berücksichtigen. 

 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) / 

Landesnaturschutzgesetz NW (LNatSchG) / Bundeswaldgesetz/ Landesforstgesetz (LFoG) 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des 

Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und 

unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, 

wiederherzustellen, dass 

o die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 

o die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

o die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sowie 

o die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind. 

 

Durch die BArtSchV werden die in Anlage 1 dieser Verordnung aufgeführten Tier- und 

Pflanzenarten unter „besonderen“ bzw. „strengen Schutz“ gestellt. 

 

Durch die Planung kommt es zu einem Eingriff in Natur und Landschaft. Die Belange des 

Naturschutzes werden durch die Ermittlung der Eingriffshärte und Planung von 

Kompensationsmaßnahmen (Eingriffs-/ Ausgleichbilanzierung gem. § 1a BauGB i.V.m. 

BNatSchG) berücksichtigt. Zur Ermittlung der potenziellen Betroffenheit so genannter 

planungsrelevanter Arten im Planungsbereich wurde ein artenschutzrechtliches Gutachten 

erstellt, dessen Ergebnisse bei der weiteren Planung berücksichtigt und eingearbeitet werden. 

Hierzu wurden auch eigene Erhebungen im Geltungsbereich durchgeführt. 
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2.2.4 Boden / Fläche 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG NRW) 

§ 1 Abs. 3 BNatSchG: 

„Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind ins- 

besondere 

1. die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf die prägenden 

biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen Strukturen zu 

schützen; Naturgüter, die sich nicht erneuern, sind sparsam und schonend zu nutzen; sich 

erneuernde Naturgüter dürfen nur so genutzt werden, dass sie auf Dauer zur Verfügung 

stehen, 

2. Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht mehr 

genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht 

möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen, ...“ 

 

Bundesbodenschutzgesetz (BBoSchG)/ Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV)/ 

Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)  

Ziele des BBodSchG und weiterer Gesetze und Verordnungen sind  

❖ der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funktionen im Naturhaushalt, 

insbesondere als 

o Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere, Pflanzen, 

o Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 

o Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen (Grundwasserschutz), 

o Archiv für Natur- und Kulturgeschichte, 

o Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirtschaftliche sowie 

siedlungsbezogene und öffentliche Nutzungen, 

o Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen, 

o Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen, 

o Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und Altlasten. 

 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Forderungen des BauGB zum Bodenschutz sind insbesondere, der 

o sparsame und schonende Umgang mit Grund und Boden durch Wiedernutzbarmachung 

von Flächen, 

o Nachverdichtung und Innenentwicklung zur Verringerung zusätzlicher Inanspruchnahme 

von Böden. 

 

Die Bodenschutzbelange sind durch die Planung zwangsläufig betroffen. Die geplanten 

Maßnahmen ermöglichen die Versiegelung weiteren Flächen innerhalb der bislang als „Garten“ 

genutzten Flächen der Grundstücke.  

 

Im Sinne eines verantwortlichen Umgangs mit Grund und Boden berücksichtigt das 

städtebauliche Konzept zum Bebauungsplan eine einseitige Erschließung von Wohnbauflächen 

entlang der Erschließungsstraße „Beringweg“ über die vorhandenen Grundstücke. 
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Die Baugrenze / Grundstücksgrößen/-tiefen verlassen den Rahmen einer sparsamen 

Inanspruchnahme des Bodens nicht. Innerhalb des Geltungsbereiches werden große 

Teilbereiche als Freiflächen gesichert werden. Hier sind keine oder nur geringere Eingriffe in den 

Boden zu erwarten (siehe hierzu Abb. 3 und die Anlage „Entwurf zur Offenlage, Bebauungsplan 

Nr. 131, "Beringweg", Wallfahrtsstadt Werl“). Die Aufstellung des Bebauungsplans und die 

planerische Entwicklung von Wohnbebauung an dieser Stelle stellt eine Verdichtung der 

Wohnbebauung innerhalb eines ohnehin bebauten Siedlungsbereichs dar. Somit können ggf. 

Ausweisungen außerhalb des Siedlungsraum minimiert werden. 

 

Schutzwürdige Böden sind nicht betroffen.  

 

 

2.2.5 Wasser / Abwasser 

 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG NRW) 

§ 1 BNatSchG; neben den Absätzen 1 und 2 insbesondere Abs. 3, Nr.3: 

o „3. Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche 

Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche 

und naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; 

Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen; 

für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen 

Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege Sorge zu tragen, ...“ 

 

Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz 

o Ziele und Grundsätze des Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz sind bei der 

Maßnahmen der Stadtentwicklung zu berücksichtigen; insbesondere Ziel I.1.1 des 

Kapitels I.1 (Allgemeines: Hochwasserrisikomanagement)• Ziel I.2.1 des Kapitels I.2 

(Allgemeines: Klimawandel und –anpassung)• Grundsatz II.1.1 des Kapitels II.1 (Schutz 

vor Hochwasser ausgenommen Meeresüberflutungen: Einzugsgebiete nach § 3 Nummer 

13 WHG)  

 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

o Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensraum für 

Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum Wohl der Allgemeinheit und zur 

Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktion. 

 

Landeswassergesetz (LWG): 

o Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz der Gewässer vor vermeidbaren 

Beeinträchtigungen und die sparsame Verwendung des Wassers sowie die 

Bewirtschaftung von Gewässern zum Wohl der Allgemeinheit. 

o Gemäß diesen gesetzlichen Vorlagen ist u. a. das Niederschlagswasser von 

Grundstücken, die erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation 

angeschlossen werden vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer 

einzuleiten. Die ortsnahe Einleitung gemäß § 51a des Landeswassergesetzes erfolgt 

grundsätzlich im Trennverfahren. Häusliche, gewerbliche, industrielle und sonstige 

Schmutzwasser sind in Schmutzwasserkanälen der zentralen Abwasserbehandlung 

zuzuführen. 
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Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer - 

Abwasserverordnung - AbwV  

o Diese Verordnung bestimmt die Mindestanforderungen für das Einleiten von Abwasser in 

Gewässer aus den in den Anhängen bestimmten Herkunftsbereichen sowie 

Anforderungen an die Errichtung, den Betrieb und die Benutzung von Abwasseranlagen. 

 

Das Gebiet ist im Abwasserbeseitigungskonzept der Stadt Werl berücksichtigt und wird derzeit 

im Mischsystem entwässert. Das anfallende Schmutzwasser kann in den vorhandenen Kanal am 

Beringweg eingeleitet werden. Für das Niederschlagswasser ist eine gedrosselte Ableitung 

mittels Rückhaltung in den vorhandenen Mischwasserkanal vorgesehen. Für den vorhandenen 

Kanal über die Privatgrundstücke wird ein Leitungsrecht für den Entwässerungsbetrieb der 

Wallfahrtsstadt Werl eingerichtet. Damit werden auch Ziele und Grundsätze des 

Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz berücksichtigt.  

 

Im Bebauungsplan wird die Begrünung der Dachflächen von Flachdächern der Hauptgebäude 

(oberhalb der obersten Geschoss-ebene) sowie Pultdächer mit einer Dachneigung von bis 

zu 15 Grad festgesetzt, Garagen und Nebengebäuden sind mindestens extensiv zu begrünen. 

Hierdurch wird unter anderem zum einen der Spitzenabfluss von Niederschlägen verzögert.  

 

Somit wird der Wasserabfluss aus den versiegelten Bereich insgesamt verzögert.  

 

 

2.2.6 Kulturgüter und Sachgüter 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind  

• insbesondere die Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu 

berücksichtigen. 

 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) 

• Denkmäler sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen und wissenschaftlich zu 

erforschen. Sie sollen der Öffentlichkeit im Rahmen des Zumutbaren zugänglich gemacht 

werden. 

 

Wie auch in der Begründung angeführt gilt: 

Da das Plangebiet in der Nähe des historischen Stadtkerns liegt und daher und der bereits 

bekannten zahlreichen archäologischen Fundstellen verschiedener Epochen in naher Umgebung 

ist bei Bodeneingriffen mit der Aufdeckung unbekannter Fundstellen zu rechnen.   
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Es ist zu beachten: 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, 

d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 

natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder 

pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 

Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-

Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761 - 93750; Fax: 02761 - 937520), 

unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum 

Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere 

Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 

gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte 

Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die 

Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der 

Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines 

Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die 

notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur 

Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener 

Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NW). 

 

 

2.2.7 Abfall 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind  

• die Belange des Umweltschutzes, insbesondere der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

zu berücksichtigen. 

 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrW-/AbfG) 

Zweck des Gesetzes ist die  

• Förderung der Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen Ressourcen und die 

Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen. 

 

Die Abfallbeseitigung erfolgt gemäß der kommunalen Satzung durch die Stadt Werl. Der 

anfallende Abfall wird der ordnungsgemäßen und fachgerechten Entsorgung zugeführt.  
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2.2.8 Altlasten 

Laut § 2 „Begriffsbestimmungen" des Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I 

S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert 

worden ist definieren sich Altlasten wie folgt: 

(5) Altlasten im Sinne dieses Gesetzes sind  

1. stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle 

behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind (Altablagerungen), und  

2. Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen mit 

umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist, ausgenommen Anlagen, deren 

Stilllegung einer Genehmigung nach dem Atomgesetz bedarf (Altstandorte), durch die 

schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen oder die 

Allgemeinheit hervorgerufen werden. 

 

In der Aufstellung „Erfassung von Altlasten im Kreis Soest“ ist der Planbereich nicht aufgeführt; 

für einen Altlastenverdacht bestehen zurzeit keine Hinweise. (Quelle: Begründung) 

Für die Altlastenauskunft beim Kreis Soest fällt im Normalfall eine Gebühr in Höhe von 35 Euro 

an. 

 

 

3 Bestandsaufnahme, Prognosen, Maßnahmen, Alternativen der relevanten 

Umweltbelange 

Vorbemerkung: 

Gemäß § 1 (5) BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die 

sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung 

gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der 

Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, 

eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 

und zu entwickeln, auch in Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz sowie die 

städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu 

entwickeln. 

 

Gemäß § 1 (6) BauGB sind ergänzend zahlreiche spezifische Ziele bzw. Anforderungen des 

Bauleitplans an unterschiedliche Schutzgüter und Belange dargestellt, die hier nicht im Einzelnen 

aufgeführt werden sollen. Soweit sie die zu betrachtenden Schutzgüter des Planbereiches und 

umweltrelevante betreffen, wurden sie im vorangegangen Kapitel diesen zugeordnet. In § 2 Abs. 

4 BauGB heißt es aber auch (s. auch „Einleitung“): 

„Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird eine Umweltprüfung 

durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden 

und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden (…). Die Umweltprüfung bezieht 

sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden 

sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden 

kann (...).“  

mailto:bodenschutz@kreis-soest.de


 

Teil II - Umweltbericht 

Bebauungsplan Nr. 131 “Beringweg“, Wallfahrtsstadt Werl   UB Seite 23  

Auf Grund der geringen Größe des Geltungsbereiches, der Lage innerhalb des 

Siedlungsbereiches und der bestehenden Nutzung der Fläche, lassen sich insgesamt nur geringe 

Auswirkungen auf die umweltrelevanten Schutzgüter erwarten, erhebliche Auswirkungen 

können - wie nachfolgende Ausführungen zeigen - ausgeschlossen werden. Diese betrachten 

fortlaufend für das zu berücksichtigende Schutzgut folgende Aspekte, wobei wegen der geringen 

zu erwartenden Eingriffshärte die Schutzgüter teilweise zusammengefasst werden: 

 

a) die Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen 

Umweltzustandes und die Umweltmerkmale der voraussichtlich erheblich 

beeinflussten Gebiete, 

b) die Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung, 

c) die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen, 

d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und 

der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans (hier Bebauungsplans) zu 

berücksichtigen sind. 

 

 

3.1 Mensch und Gesundheit/ Bevölkerung/ Emissionen/ Immissionen/ Luft /Klima 

a) Bestandsaufnahme 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 131 umfasst ein etwa 1,37 ha großes Areal im 

Siedlungsbereich der Wallfahrtsstadt Werl. An den Geltungsbereich angrenzend befinden sich 

Wohnbebauung im Westen, Osten und Südosten, die Sälzer-Sekundarschule im Norden sowie 

das Marien-Gymnasium im Südosten. 

 

Derzeit wird der Geltungsbereich als Siedlungsfläche genutzt. Vom Planbereich selbst gehen 

daher aktuell keine bzw. nur sehr sporadische Emissionen aus, die sich aus der Nutzung ergeben 

(Lärm, Licht). Lärmimmissionen stammen im näheren Umfeld des Geltungsbereiches von den 

Straßen Zum Salzbach, Beringweg und Kucklermühlenweg sowie von den beiden Schulen 

Sälzer-Sekundarschule und Marien-Gymnasium. 

 

Im Vergleich zur umliegenden Wohnbebauung unterscheidet sich das Kleinklima auf der relativ 

großen Gartenfläche kleinräumig von den stärker versiegelten Bereichen im Umfeld. Wegen der 

geringen Größe kommt dem Planbereich allerdings keine relevante Bedeutung für das (Klein-) 

Klima zu. 

 

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung  

Bei Nichtdurchführung der Planung wird sich der aktuelle Zustand nicht verändern, da der 

Planbereich weiter wie bisher genutzt werden würde. 

Bei der Durchführung der Planung kann der Bau von Wohnbebauung umgesetzt und somit das 

städtebaulich gewünschte Angebot an Wohnbaufläche in Werl bereitgestellt werden.  

 

Eine relevante Erhöhung der Emissionen, ausgehend vom Planbereich, ist nicht zu erwarten. Die 

geplante Wohnbebauung wird zu einer geringen, allerdings nicht relevanten Erhöhung der Lärm- 

und Lichtemissionen führen. Diese entspricht den bereits vorliegenden Emissionen der 
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vorhandenen Wohnbebauung. Dies gilt auch für mögliche baubedingte Emissionen, die nur 

temprär auf den Bestandsgebäude einwirken. Negative Auswirkungen auf die benachbarte 

Wohnbebauung sind zu vermeiden.  

 

Das Kleinklima wird sich bei Durchführung der Planung nur innerhalb des Planbereichs ändern. 

Dabei sind wegen der offenen Bauweise und dem großen Anteil an Freiflächen nur geringfügige 

Änderungen zu erwarten. Erhebliche negative Auswirkungen auf das Umfeld oder das örtliche 

Lokalklima sind nicht zu erwarten. 

 

c) die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 

Gemäß § 1 a (5) BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, 

die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 

Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Dieser Grundsatz unterliegt damit der 

Abwägung gemäß § 1 (7) BauGB. 

 

Im Bebauungsplan wird verbindlich festgelegt, dass Flachdächer von Hauptgebäuden (oberhalb 

der obersten Geschoss-ebene) sowie Pultdächer mit einer Dachneigung von bis zu 15 Grad, 

Garagen und Nebengebäude mindestens extensiv zu begrünen sind. Hierdurch soll zum einen 

der Spitzenabfluss von Niederschlägen verzögert werden und zum anderen sollen auch 

gebäudeenergetische Vorteile (wärmedämmend im Winter und Hitzeschild im Hochsommer) 

genutzt werden als auch stadtklimatische Effekte (Verbesserung des Kleinklimas) erreicht 

werden. Die Dachbegrünungen bieten darüber hinaus dauerhafte Lebensräume für Tiere und 

Pflanzen und tragen zum Erhalt und zur Förderung der Artenvielfalt bei. 

 

Die Dachbegrünung schließt die Nutzung von Solarenergie nicht aus – im Gegenteil durch 

Kombination von Photovoltaik oder Solarthermie mit extensiv begrünten Dachflächen wird eine 

Steigerung des Energieertrags durch Kühlung der Module erzielt.  

 

d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und 

der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans (hier Bebauungsplans) zu 

berücksichtigen sind 

Der Regionalplan - Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis weist den 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 131 als Allgemeine Siedlungsbereiche aus. Der 

rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt den Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 

entsprechend ebenso als Wohnbauflächen dar.  

 

So leiten sich die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplan Nr. 131 „Beringweg“ aus 

dem Flächennutzungsplan der Stadt Werl ab.  

 

Zur Sicherung der Wohnbauentwicklung ergibt sich keine begründbare, sinnvolle Alternative an 

anderer Stelle, das geht aus der Historie, welche zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 131 

der Wallfahrtsstadt Werl führte, hervor (siehe hierzu Kap. 1 der Begründung „Anlass und Ziel der 

Planaufstellung“).  

 

Der Standort eignet sich durch seine integrierte Lage in der Ortschaft, der bereits bestehenden 

Nutzung sowie aufgrund der gute Erreichbarkeit von Nahversorgungsangeboten, 

Dienstleistungen etc. in besonderem Maße für eine Wohnbauentwicklung. Eine Planung an 
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anderer Stelle hätte keine geringeren Auswirkungen, da durch die Einhaltung der Richtwerte, 

Normen und sonstiger Gesetzesvorgaben erhebliche Beeinträchtigungen für die Schutzgüter, 

insbesondere die Schutzgüter „Mensch, Bevölkerung und Gesundheit, Klima, Boden“ 

ausgeschlossen werden können. 

 

 

3.2 Boden / Fläche / Altlasten 

a) Bestandsaufnahme 

Der Bodentyp des Planungsgebiets ist zum allergrößten Teil eine tonig – schluffige Gley-

Parabraunerde mit einer Grundwasserstufe von 4, sehr tief, 13 – 20 dm und einem 

Staunässegrad Stufe 2, schwache Staunässe. Die Schutzwürdigkeit des Bodens ist als 

„fruchtbare Böden mit hoher Funktionserfüllung als Regelungs- und Pufferfunktion / natürliche 

Bodenfruchtbarkeit“ eingestuft. Beim Bodentyp eines kleinen Bereiches im Westen des 

Planbereiches handelt es sich um einen tonig – schluffigen Gley mit einer Grundwasserstufe von 

4, sehr tief, 13 – 20 dm und einem Staunässegrad Stufe 0, ohne Staunässe. Die Schutzwürdigkeit 

dieses Bodens ist als „Wasserspeicher im 2-Meter-Raum mit hoher Funktionserfüllung als 

Regulations- und Kühlungsfunktion“ beschrieben.  

 

Aufgrund der langjährigen bestehenden Nutzung der Flächen gelten die Böden hier, besonders 

in den oberen Schichten, als anthropogen überformt; sie weisen eine geringe Wahrscheinlichkeit 

von Naturnähe auf. 

 

In der Karte der schutzwürdigen Böden (Geologischer Dienst NRW) werden für den 

Geltungsbereich keine schutzwürdigen Böden aufgeführt. 

 

Hinweise zu Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenverunreinigungen sind weder 

dem Kreis Soest noch der Wallfahrtsstadt Werl bekannt.  

 

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung  

Bei Nichtdurchführung der Planung wird sich der aktuelle Zustand nicht verändern, da der 

Planbereich weiter wie bisher genutzt werden würde. 

 

Bei der Durchführung der Planung kann der Bau von Wohnbebauung umgesetzt und somit das 

städtebaulich gewünschte Angebot an Wohnbauflächen in der Wallfahrtsstadt Werl bereitgestellt 

werden.  

 

Mit der durch den Bebauungsplan planerisch vorbereitete Wohnbebauung findet ist im 

Planbereich eine zusätzliche Versiegelung des Bodens zu erwarten. Diese Eingriffe sind zu 

bewerten und auszugleichen. 

 

Im Sinne eines verantwortlichen Umgangs mit Grund und Boden berücksichtigt das 

städtebauliche Konzept zum Bebauungsplan eine einseitige Erschließung der zusätzlichen 

Wohnbauflächen über den Beringweg, d.h. über die bereits bebauten Grundstücke sowie 

Grundstücksgrößen/-tiefen, die den Rahmen einer sparsamen Inanspruchnahme des Bodens 
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nicht verlassen. Bereits versiegelte Bereiche wurden nach Möglichkeit als Verkehrsflächen oder 

als Gebäudebestand in das städtebauliche Konzept aufgenommen. 

 

c) die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 

Die Eingriffe in den Boden werden über die Eingriffs-Ausgleichsbilanz im Sinne einer maximalen 

zulässigen Inanspruchnahme bewertet und ausgeglichen. Im Rahmen der baubedingten, 

temporären Auswirkungen und dem Bodenschutz sind die einschlägigen Vorschriften (z. B. 

ordnungsgemäße Bauausführung etc.), insbesondere der sparsame und vorschriftsmäßige 

Umgang mit Boden zu beachten. 

 

d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und 

der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans (hier Bebauungsplans) zu 

berücksichtigen sind 

Eine sinnvolle Änderung der Planungen, mit der dasselbe Ziel erreicht werden könnte und die mit 

geringeren Eingriffen einhergehen würden, ist nicht erkennbar. 

 

 

3.3 Tiere und Pflanzen/ biologische Vielfalt/ Landschaftsbild 

a) Bestandsaufnahme 

Der Geltungsbereich umfasst eine derzeit als Siedlungsbereich genutzte Fläche, der 

Bestandgebäude sowie der Hausgärten etc.. Die Grundstücke sind über den Beringweg 

erschlossen. Am westlichen Rand der Plangebietes verläuft der Kucklermühlenweg, im Osten die 

Straße Zum Salzbach; der Beringweg sowie das Marien-Gymnasium begrenzen den Süden, die 

Sälzer-Sekundarschule den Norden des Bebauungsplanes. 

 

Der Änderungsbereich umfasst im Wesentlichen die bestehenden Gebäude (Hausnummer 12, 

14, 16, 18, 20, 22 und 24) am Beringweg sowie dessen Zufahrten und Gartenflächen. Die 

großflächigen Gärten sind dabei sehr unterschiedlich strukturiert. 

 

Die Gärten der Hausnummer 22 und 24 stellen sich weitgehend als Rasenflächen mit wenigen 

randlichen Zierpflanzungen dar. Weiterhin befindet sich hier im Norden ein alter Tennisplatz. Der 

Garten der Hausnummer 20 hingehen wird durch eine großflächige Teichanlage mit 

Zierpanzungen (Palmen) sowie durch Rasenflächen und dichte randliche Heckenstrukturen 

eingenommen. Die Gärten der Haunummer 12, 14 und 16 weisen die größten Anteil an 

Heckenstrukturen und Zierplanzungen auf. Weiterhin befinden sich hier Rasenflächen und 

Zierbeete.  

 

Insgesamt ist der Planbereich – abgesehen von den Gebäuden am Beringweg - somit von 

weitläufigen, intensiv genutzten Gärten, die von Hecken und Gehölzen strukturiert werden, 

charakterisiert.   

 

Entlang der nördlichen Plangebietsgrenze verläuft eine dichte Baumhecke.  

  

Die Umgebung des Vorhabengebietes ist überwiegend durch die angrenzende Wohnbebauung 

sowie die nördlich angrenzende Sälzer-Sekundarschule geprägt.  
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Im Rahmen eines Planverfahrens sind vor allem die so genannten „planungsrelevanten Arten“ 

von Belang, da eine Beeinträchtigung dieser Arten gegebenenfalls Verbotstatbestände nach § 44 

BNatSchG auslösen könnte. Zur Ermittlung einer potenziellen Betroffenheit wurde parallel zum 

Umweltbericht ein artenschutzrechtliches Gutachten erarbeitet. Die Ergebnisse (siehe Kap. 3.3 

b) werden in diesem Umweltbericht und dem Artenschutzgutachten berücksichtigt. 

 

Die potenzielle natürliche Vegetation (pnV) ist nach Burrichter (1973) ein konstruierter Zustand 

der Vegetationsverhältnisse, die sich unmittelbar nach Einstellung der menschlichen 

Bodennutzung ergeben würden und die in gewissem Umfang auch anthropogen bedingte 

Standortveränderungen berücksichtigen.  

 

Die potentielle natürliche Vegetation im Plangebiet ist der Flattergras-Buchenwald, örtlich mit 

Drahtschmielen-Buchenwald (M21) (Suck et al. 2013). 

Verbreitung: 

Der Schwerpunkt liegt in der südlichen Westfälischen Bucht (Sand-Münsterland), sonst vereinzelt 

am Rande der Kölner Bucht und im niedersächsischen Tiefland. Größerflächig in der Altmark und 

in Schleswig-Holstein.  

Kennzeichnung: 

Subatlantische Tieflagen-Buchenwälder des Flachlandes und unteren Hügellandes, die in ihren 

Basen- und Nährstoffansprüchen zwischen dem Drahtschmielen-Buchenwald, der in diesem 

Kartierkomplex beteiligt ist, oder Hainsimsen-Buchenwald und dem Waldmeister-Buchenwald 

steht. 

Zusammensetzung: 

Im Bereich der Lehmgebiete und -platten ergeben sich bei wechselnden Sandanteilen 

Übergangszonen zwischen Flattergras- und Drahtschmielen-Buchenwald. Für die Gesellschaften 

ist die Vorherrschaft der Buche (Fagus sylvatica) bezeichnend. Der Flattergras-Buchenwald 

beherbergt mäßig anspruchsvolle Arten in der Krautschicht, jedoch ohne Einblütiges Perlgras 

(Melica uniflora) und Waldmeister (Galium odoratum). Waldkomplex mit insgesamt arten- und 

individuenarmer Bodenschicht. 

Standorte: 

Relativ trockene, ziemlich nährstoffarme Löss- und Geschiebelehme. Als Bodentypen 

überwiegend leicht bis mäßig podsolierte Parabraunerden oder schwache bis mäßige Podsole. 

Nicht selten treten bei durchlässigen Lockergesteinen auch typische Parabraunerden oder sogar 

Braunerden auf.  

 

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung kann die bisherige Nutzung in ihrer jetzigen Form 

weiter fortgeführt werden. Eine weitere Entwicklung des Standortes erfolgt nicht. 

 

Bei Durchführung der Planung kommt es zu einer Umgestaltung der Biotop- und Nutzungstypen 

und flächigen Versiegelungen innerhalb des Geltungsbereiches. Das Ortsbild erfährt bei maximal 

möglicher Umsetzung der Planung im nördlichen Teil des Planbereichs einen Wechsel von einer 

durch Hausgärten genutzten Freifläche, hin zu einem locker bebauten Bereich, der sich in das 

angrenzende Siedlungsgefüge integriert. Hierbei werden im Gartenflächen in Anspruch 

genommen werden. 
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Der restliche Geltungsbereichs bleibt bezogen auf seine im Bestand befindlichen Biotoptypen 

(Siedlung mit Haupthäusern, Nebengebäuden und Gärten) bestehen.  

 

Die hiermit verbundenen Eingriffe werden im Sinne der Eingriffsregelung nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geprüft und geeignete Ausgleichsmaßnahmen 

festgesetzt. Die Berechnung des erforderlichen quantitativen Ausgleichs erfolgte in Abstimmung 

mit der Wallfahrtsstadt Werl nach dem Bewertungsverfahren der LANUV „Numerische Bewertung 

von Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW“, Recklinghausen 2008 und ist in Kapitel 4 

ausführlich dargestellt.  

 

Insofern wird sichergestellt, dass die durch den Bebauungsplan begründeten Vorhaben und die 

damit verbundenen unvermeidlichen Eingriffe in Natur und Landschaft im Rahmen der 

gesetzlichen Vorgaben ausgeglichen werden. 

 

Das Landschaftsbild / Ortsbild wird bereits durch Wohnbebauung geprägt, sodass es hier auch 

durch die neuen Bauflächen zu keiner relevanten Beeinträchtigung kommen wird. 

Landschaftsbildprägende Elemente sind nicht vorhanden bzw. betroffen.  

 

Die Eignung als Lebensraum für wildlebende Tiere und Pflanzen ist auch derzeit nur mit 

Einschränkungen gegeben, sodass hier nicht mit wesentlichen und erheblichen Veränderungen 

zu rechnen ist.  

 

Zur Sicherung der Belange von planungsrelevanten Tierarten wurde parallel zur 

Umweltprüfung ein artenschutzrechtliches Gutachten angefertigt, welches abschließend zu 

folgendem Fazit kommt: 

 

Fazit aus dem Artenschutzgutachten (August 2023): 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 131 "Beringweg" wurde unter anderem 

geprüft, ob durch die geplante Änderung des Bebauungsplans und die daraus planerisch 

vorbereitete bauliche Inanspruchnahme potentielle Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 

ausgelöst werden könnten. Im vorliegenden Fall wurde das mögliche Vorkommen von 

planungsrelevanten Arten anhand der Abfrage vorhandener Daten und einem theoretischen 

Abgleich der artspezifischen Habitatansprüche mit den Gegebenheiten des Planungsraumes 

erfasst und durch eine stichprobenhafte Begehung überprüft. Dabei gelangen keine Nachweise 

planungsrelevanter Arten.  

Anhand der autökologischen Habitatansprüche der so ermittelten Arten sowie Kenntnissen über 

das lokale Vorkommen wurde eine Abschätzung der Wahrscheinlichkeit eines Vorkommens der 

jeweiligen Arten getroffen. Beim Abgleich der benannten Arten konnte jedoch festgestellt werden, 

dass auf Grund der defizitären Ausstattung des Gebietes mit essentiellen Habitatrequisiten das 

Vorkommen der meisten der theoretisch ermittelten Arten ausgeschlossen werden kann. 

Insgesamt kann für den Planbereich keine besondere Funktion als Lebensraum 

planungsrelevanter Arten festgestellt werden. Spätere Eingriffe in Bestandsgebäude sind ggf. im 

Baugenehmigungsverfahren auf mögliche artenschutzrechtliche Konflikte zu untersuchen.   

Um artenschutzrechtliche Konflikte, insbesondere Verstöße gegen das Tötungsverbot zu 

vermeiden, wurde als Vermeidungsmaßnahme für mögliche Eingriffe in die Gehölzstrukturen, der 

von § 39 (5) Satz 2 BNatSchG vorgegebenen Zeitraum (01.10.bis 28./29.02.) als zulässiger 

Zeitraum für mögliche Rodungen festgelegt.   

Eine Funktion als essentielles Nahrungshabitat bzw. eine Minderung derselben kann für den 

Planbereich ausgeschlossen werden.  
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Nach den Ausführungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 

Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG und gegen § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nur dann vor,  

1. wenn sich der Erhaltungszustand der lokalen Population verschlechtert (gilt gem. § 44 

Abs. 1 Nr. 2 nur für streng geschützte Arten und europäische Vogelarten) oder  

2. wenn die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (ggf. auch trotz 

vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen [CEF-Maßnahmen]) im räumlichen 

Zusammenhang nicht erhalten bleibt oder  

3. wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff das Tötungsrisiko- und Verletzungsrisiko 

signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich 

anerkannten Schutzmaßnahmen vermieden werden kann.  

 

Dies ist für das Planvorhaben bei Berücksichtigung der Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen nicht zu erwarten. 

Insofern können keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG prognostiziert werden. Es 

ist nicht erkennbar, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände die 

Vollzugsunfähigkeit des Bebauungsplans Nr. 131 "Beringweg" begründen könnten.  

 

 

c) die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 

Im Gebiet können Strukturen mit einer gewissen ökologischen Wertigkeit nachgewiesen werden. 

 

Für die nach der zulässigen GRZ maximal zulässigen Eingriffe (v. a. Versiegelungen von Flächen) 

wird ein entsprechender Ausgleich ermittelt (siehe Kapitel 4). Die geplanten Maßnahmen zum 

Ausgleich und ökologischer Aufwertung sind in Kapitel 4.3. dargestellt.  

 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter „Tiere und Pflanzen / biologische Vielfalt / 

Landschaftsbild“ kann daher, u. a. auch wegen der bereits bestehenden Nutzung des 

Geltungsbereichs und der geringen Fernwirkung ausgeschlossen werden. 

 

d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und 

der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans (hier Bebauungsplans) zu 

berücksichtigen sind 

Eine sinnvolle Änderung der Planungen, mit der dasselbe Ziel erreicht werden könnte und die mit 

geringeren Eingriffen einhergehen würden, ist nicht erkennbar. 

 

 

3.4 Wasser / Abwasser 

a) Bestandsaufnahme 

Das Gebiet ist im Abwasserbeseitigungskonzept der Stadt Werl berücksichtigt und wird derzeit 

im Mischsystem entwässert.  
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b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung  

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die bestehenden Entwässerungsverhältnisse 

bestehen.  

 

Bei der Durchführung der Planung werden anfallendes Schmutz- und Niederschlagswasser 

über die bestehenden Versorgungsnetze der jeweiligen Betreiber abgeführt. Das anfallende 

Schmutzwasser kann in den vorhandenen Kanal am Beringweg eingeleitet werden. Für das 

Niederschlagswasser, welches nicht vor Ort versickert, ist eine gedrosselte Ableitung mittels 

Rückhaltung in den vorhandenen Mischwasserkanal vorgesehen. 

Für den vorhandenen Kanal über die Privatgrundstücke wird ein Leitungsrecht für den 

Entwässerungsbetrieb der Wallfahrtsstadt Werl eingerichtet (siehe Begründung. Siehe hierzu 

Abb. 8) 

 

Anlagebedingt und betriebsbedingt sind bei Beachtung einschlägiger gesetzlicher Vorgaben, die 

im Rahmen der jeweils objektspezifischen Baugenehmigungen zu bestimmen sind, keine 

Auswirkungen auf das Schutzgut „Wasser“ zu erwarten. 

 

c) die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Die Entwässerung des Gebietes erfolgt, gemäß des Abwasserbeseitigungskonzept der Stadt 

Werl, entsprechend den gesetzlichen Vorgaben im Mischverfahren.  

 

Die zur Entwässerung des Plangebietes erforderliche zusätzliche Kanalisation wird innerhalb des 

Vorhabenbereiches im Mischsystem angelegt.  

 
Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Kanalbestandsplan der Wallfahrtsstadt Werl  

gestrichelt Geltungsbereich des BP Nr. 131 (Quelle: Begründung)  
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Durch die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen (Anforderungen an die öffentliche 

Niederschlagsentwässerung im Mischverfahren RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft - IV B 6 - 031001 2102 / IV B 5 - 673/4/2-32602 v. 3.1.1995) können 

Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser ausgeschlossen werden. 

 

d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und 

der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans (hier Bebauungsplans) zu 

berücksichtigen sind 

Grundsätzlich andere Planungsmöglichkeiten bestehen nicht. 

 

 

3.5 Kulturgüter und Sachgüter 

Im Bereich des Bebauungsplanes befinden sich nach derzeitiger Erkenntnis keine Kultur- oder 

Sachgüter. Auch Bodendenkmale sind aktuell nicht bekannt und auch nicht erkennbar.  

 

Da aber das Plangebiet in der Nähe des historischen Stadtkerns liegt und daher und der bereits 

bekannten zahlreichen archäologischen Fundstellen verschiedener Epochen in naher Umgebung 

ist bei Bodeneingriffen mit der Aufdeckung unbekannter Fundstellen zu rechnen. Für einen 

möglichen Oberbodenabtrag im Zuge einer Baumaßnahme legt der Bebauungsplan für die 

Durchführung die Verwendung einer mindestens 2m breiten Baggerschaufel und die einen 

Durchführungszeitraum innerhalb der Arbeitswoche (Mo – Fr) fest (siehe Begründung 8.3.).  

 

Für den Fall einer Entdeckung von Bodendenkmälern bei Bauarbeiten gelten die gesetzlichen 

Bestimmungen des Denkmalschutz-Gesetzes (siehe Kap. 2.2.6). 
 

 

3.6 Erneuerbare Energien / sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Das seit 01.01.2020 in Kraft getretene Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) 

verlangt, dass jeder Eigentümer eines neuen Gebäudes seinen Wärmebedarf anteilig aus 

erneuerbaren Energien decken muss. Die festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche erlaubt 

eine passive Solarenergienutzung und die potenzielle Nutzung und Auf- und Anbringung von 

Anlagen zur aktiven Nutzung der Solareinstrahlung in Form von Solarkollektoranlagen oder 

Solarzellen. 

 

Zunehmende Erwärmung, vermehrte Niederschläge und Starkregenereignisse kennzeichnen 

eine Veränderung des Klimas. Durch die Verwendung von versickerungsfähigem Material für 

private Stellplätze und ihre Zufahrten soll eine Verzögerung des Spitzenabflusses bei 

Niederschlägen erreicht werden.  

 

 

3.7 Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern  

Natürlicherweise bestehen zwischen den oben genannten abiotischen und biotischen Faktoren 

vielfach enge Wechselwirkungen (z. B. Boden/Vegetation, Vegetation/ Biotope/ Tiere, Boden/ 

Tiere, Klima/ Boden/ Vegetation etc.). Diese werden durch die Aktivitäten des Menschen 

(Bewirtschaftung, Bebauung etc.) überlagert und z. T. vollständig verändert. Eingriffe in eines 
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(oder mehrere) der Schutzgüter können unerwünschte Folgen in anderen Bereichen dieser 

höchst komplexen Wirkungsgefüge mit sich bringen. Daher wird seitens des Gesetzgebers über 

das BauGB der Prüfung der umweltrelevanten (erheblichen) Belange ein hoher Stellenwert 

eingeräumt, um Eingriffe in die einzelnen Schutzgüter und das Wirkungsgefüge möglichst zu 

minimieren bzw. die Folgen abschätzen zu können. 

 

Wie im vorangegangenen Text dargestellt, kommt es bei der Umsetzung der geplanten 

Maßnahmen insgesamt zu Veränderungen einzelner Schutzgüter - vor allem im Bereich der 

Schutzgüter Vegetation und Boden. Insofern sind auch nur Wechselwirkungen vor allem z. B. 

zwischen Boden/Vegetation und Vegetation/Biotope/Tiere zu erwarten. Die geplanten 

Maßnahmen und Wechselwirkungen bleiben auf bereits anthropogen überprägten Flächen 

(Hausgärten) im bereits besiedelten Bereich auf einen relativ kleinen Bereich beschränkt. Eine 

relevante Umwandlung findet nicht statt. Als Ausgleich werden entsprechende Maßnahmen 

festgesetzt, die die durch das Vorhaben hervorgerufenen Auswirkungen kompensieren.  

 

 

3.8 Abfall 

Die fachgerechte Abfallbeseitigung erfolgt durch die Wallfahrtsstadt Werl. 

 

 

3.9 Erhaltung bestmöglicher Luftqualität in Gebieten mit Immissionsgrenzwerten, die 

nach europarechtlichen Vorgaben durch Rechtsverordnung festgesetzt sind 

Dieser Belang trifft für das Plangebiet und dessen Umfeld nicht zu bzw. Aspekte werden nicht 

berührt. 

 

 

3.10 Bodenschutzklausel / Umwidmungssperrklausel gem. § 1a (2) BauGB 

Bei der Durchführung der Planung wird die Bodenschutzklausel soweit möglich durch sparsamen 

Umgang mit Grund und Boden bei der Bebauung berücksichtigt. Durch den Bebauungsplan wird 

einen Nachverdichtung im Siedlungsbereich ermöglicht, ohne eine Neuasuweisung 

Siedlungsbereichen in bislang unbebauten Gebieten.  

 

Eine Inanspruchnahme von schutzwürdigen Böden erfolgt nicht.  
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4 Landschaftspflegerische Belange 

Die Darstellung der landschaftspflegerischen Belange (schwerpunktmäßig die Konfliktanalyse, 

Eingriffsbilanzierung und Darstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) erfolgt in der Regel 

in einem separaten Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP). Wegen der zahlreichen 

inhaltlichen Überschneidungen werden die landschaftspflegerischen Belange ergänzend zu den 

in Anlage 1 zum BauGB dargestellten verbindlichen Inhalten des Umweltberichts in den 

vorliegenden Umweltbericht integriert. 

 

 

4.1 Konfliktanalyse 

Bei den Einwirkungen durch Eingriffe können folgende Kategorien unterschieden werden, die 

sich in Dauer und Intensität der Einwirkungen unterscheiden lassen: 

 

bauzeitlich bedingte Einwirkungen: 

➢ in der Regel nur temporär und lokal (innerhalb des Geltungsbereiches bzw. randlich) 

wirksame Beeinträchtigungen (z. B. Lärm, Staub); 

anlagebedingte Einwirkungen: 

➢ dauerhafte Einwirkungen und Veränderungen, die durch die Anlage/ das Vorhaben selbst 

bedingt werden (z.B. Versiegelung, Veränderung der Bodenstruktur, Veränderung des 

Landschaftsbildes, Vernichtung bestehender Biotop- und Nutzungsstrukturen); 

betriebsbedingte Einwirkungen 

➢ dauerhafte Einwirkungen und Veränderungen, die sich unmittelbar aus dem Betrieb der 

Anlagen (z.B. Emissionen wie Lärm, Geruch und Staub) oder indirekt durch erhöhtes 

Verkehrsaufkommen ergeben. 

 

Im vorangegangenen Kapitel wurden die zu erwartenden Auswirkungen der planerischen 

Umsetzung des Bebauungsplans verbal dargestellt. Es wurde festgestellt, dass sich insgesamt 

nur verhältnismäßig geringe bau-, betrieb und anlagebedingte Auswirkungen auf 

umweltbezogene Schutzgüter prognostizieren lassen. 

 

Die Konfliktanalyse der zu erwartenden Eingriffe macht deutlich, dass Veränderungen vor allem 

beim Schutzgut (Boden) und den vorhandenen Biotopen zu erwarten sind. Die Veränderungen 

sind nur kleinräumig und betreffen solche Flächen, die bereits aktuell genutzt werden. 

 

 

4.2 Bilanzierung 

Der durch das Planvorhaben bzw. durch die planerische Vorbereitung verursachte zu erwartende 

Eingriff ist durch die Ermittlung der Eingriffshärte und Planung von Kompensationsmaßnahmen 

auszugleichen. 

 

Neben den in den Kapiteln 3.1 bis 3.4 verbal beschriebenen Prognosen über die Entwicklung des 

jeweiligen Umweltzustandes wird daher zur Ermittlung des Kompensationsbedarfes eine 

Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung gemäß dem Bewertungsverfahren „Numerische Bewertung 

von Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW“, Recklinghausen 2008 erstellt.  
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Als Grundlage für die Ermittlung des Bestandswertes dienen die im Gebiet derzeit vorzufindenden 

Biotop- und Nutzungstypen. Im vorliegenden Fall sind von der Planung die Flurstücke 14, 18, 16, 

191, 212, 213, 214 und teilweise 448 der Flur 28 betroffen, welche bis auf das als Öffentliche 

Verkehrsfläche ausgewiesene Flstck. 448 als Wohngebiet (Wohnbebauung, Gärten et c.) 

ausgewiesen sind. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 131 umfasst etwa 1,37 ha. Im 

Plangebiet konnten folgende Biotoptypen ermittelt werden (siehe Tabelle 2): 
 

Tabelle 2: Relevante Biotoptypen im Planbereich 

Bezeichnung Kurzbeschreibung Funktion / Bedeutung 

Wohn- und 

Nebengebäude 
Gebäude Kein ökologischer Wert 

Hausgärten 

Rasenflächen, Zier- und Nutzgarten ohne 

Gehölze oder mit < 50% heimischen 

Gehölzen   

potenzielle Brut- und Nahrungsbiotop für 

häufige, siedlungstypische 

Gebüschbrüter 

Straßen Beringweg Kein ökologischer Wert 

Baumreihe 
11 B. X 90 m² Traufbereich, 

Verkehrsfläche (Beringweg) überlagernd 

Belebung und Gliederung des Orts- 

oder Landschaftsbildes; 

potenzielle Brut- und Nahrungsbiotop für 

häufige, siedlungstypische Baumbrüter 

 

Die Flächengröße der Bestandsbiotope fließt in die Bewertungstabelle zur Eingriffs- und 

Ausgleichsbilanzierung ein.  

 

 
Abbildung 9: Biotop- und Nutzungstypen im Plangebiet  
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Für die Planung werden die im Bebauungsplan dargestellten Festsetzungen zu Grunde gelegt 

(siehe Abbildung 3). Für die Ermittlung der maximal versiegelbaren Fläche wird die festgesetzte 

GRZ von 0,4 zu Grunde gelegt. Damit wird festgesetzt, dass maximal 40% der als Wohngebiet 

ausgewiesenen Fläche versiegelt werden (dürfen). Der Rest wird als Gartenfläche gewertet.  

 

Innerhalb des Geltungsbereiches werden binnenliegend auch Festsetzungen zur Entwicklung 

und Aufwertung von Grünflächen sowie zum Erhalt einer Baumreihe und der Bepflanzung mit 

standortgerechten und heimischen Gehölzen getroffen.  

 

Hier ist folgende Festsetzung zu nennen:  

● Festsetzung von öffentlichen und privaten Grünflächen gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB 

(unterschiedliche Zweckbestimmungen)  

o Die nicht von baulichen Anlagen überdeckten Grundstücksflächen sind als 

Grünflächen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. 

● Festsetzung für einzelne Flächen oder für ein Bebauungsplangebiet oder Teile davon 

gem. § 9 (1) Nr. 25 b) BauGB (Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 

Bäumen) 

o Die bestehende Baumreihe entlang des Beringwegs bleibt bestehen (Ausnahme: 

1 Baum, der die einzige mögliche Zufahrt zu den hinterliegenden Grundstücken 

zwischen den Hausnummer 16 und 18 behindern würde) 

o Mindestens 15 % der verbleibenden Grünflächen (Hausgärten) sind mit 

standortgerechten und heimischen Gehölzen zu bepflanzen. 

 

Entsprechend der angegebenen Gesamtflächengröße, der in der vorläufigen Flächenbilanz der 

Wallfahrtsstadt Werl gemachten Angaben zur Planung (siehe Tabelle 1) und der Biotop-Werte 

gemäß dem oben genannten Bewertungsverfahren lässt sich der Kompensationsbedarf wie folgt 

ermitteln: 

 

Tabelle 3: Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Bestand 

Ziffer 

Wertliste 
Bezeichnung gemäß Wertliste  

Grundwert 

(nach 

Wertliste) 

Größe in 

m² 

Wertzahl je 

Fläche 

Gesamtgröße 13705   

Wohngebiet 12463 m2  

1.1 
versiegelt (Wohngebäude, 

Nebenanlagen, priv. Zufahrten) 
0 1105 0 

4.3 
Gartenflächen / Freiflächen (60%) 

< 50% Gehölze 
2 11358 22716 

Verkehrsfläche 1242 m2 (inkl. Baumreihe) 

1.1 
Verkehrsfläche (1242 m² abzgl. 

Baumbestand) 
0 252 0 

7.3 

Baumreihe (11 B. X 90 m² 

Traufbereich, Verkehrsfläche 

überlagernd) 

3 990 2970 

 Gesamtflächenwert Bestand:  13705 25686 
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Planung  

Ziffer 

Wertliste 

Bezeichnung gemäß Wertliste  Grundwert 

(nach 

Wertliste) 

Größe in 

m² 

Wertzahl je 

Fläche 

Gesamtgröße 13705   

 Wohngebiet 12463 m2  

1.1 versiegelt (GRZ 0,4) 0 40% 0 4985 0 

4.3 
Gartenflächen / Freiflächen (60%)  < 

50% Gehölze 
2 7478 14956 

Verkehrsfläche 1242 m2  (inkl. Baumreihe) 

1.1 Verkehrsfläche (=Bestand) 0 342 0 

7.3 
Baumreihe (=Bestand, abzgl. 1 

Baum) 
3 900 2700 

Gesamtflächenwert Planung: 13705 17656 

  

Planung abzgl. Bestand  -8030 

 

 

Durch die Festsetzungen eines weiteren Baufensters und die dadurch bedingte  zulässige 

zusätzliche Versiegelung und dem kleinflächigem Eingriff in den Baumbestand lässt sich ein 

vorläufiges verbleibendes Defizit von  8030 Wertpunkten (WP) ermitteln.  

 

 

4.3 Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

Im vorangegangenen Abschnitt wurde das Defizit von 8.030 Wertpunkten und somit der Bedarf 

einer möglichen Ausgleichsfläche oder einer Ersatzgeldzahlung quantitativ ermittelt. 

 

In Ermangelung entsprechender Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans 

soll dieses Defizit durch eine Ersatzgeldzahlung zugunsten des Ökokontos der Wallfahrtsstadt 

Werl, konkret für den Ausgleichsflächenpool im Stadtwald, ausgeglichen werden. 

 

Bei einem errechneten Kostenfaktor von 1,61 € pro ausgeglichenem Punkt im Flächenpool 

Stadtwald, ergibt sich somit eine Ersatzgeldzahlung von 12.928,30 €, um das Vorhaben 

auszugleichen. Siehe hierzu auch „Information zum Ausgleichsflächenpool im Stadtwald“ im 

Anhang. 

 

Der Eingriff kann bei Umsetzung der Maßnahmen quantitativ und funktional im Sinne des 

§ 15 (2) BNatSchG vollständig kompensiert werden und das Vorhaben daher als 

ausgeglichen gelten. 
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Um die Eingriffe auf das unvermeidbare Maß zu beschränken sind folgende allgemeine 

Minimierungsmaßnahmen zu beachten: 

Zur Minimierung insbesondere bauzeitlicher Einwirkungen sind folgende Maßnahmen 

sicherzustellen: 

● Schutz der vorhandenen Gehölze, die nicht von den Maßnahmen betroffen sind, vor 

schädlichen Einwirkungen durch geeignete Maßnahmen nach DIN 18920; 

● Baudurchführung entsprechend dem neuesten Stand der Technik, zum Schutz des 

Bodens und des Grundwassers; 

● Rodungsarbeiten sind grundsätzlich entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des § 39 

(5) Satz 2 BNatSchG im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. durchzuführen. 

● Bodenschutz gemäß DIN 18915. 

 

 

5 Sonstige Angaben 

5.1 Verwendete technische Verfahren und eventuelle Probleme bei der Erstellung 

Für den vorliegenden Umweltbericht wurden die Anforderungen und Vorgaben des BauGB, 

insbesondere nach § 2 Abs. (4) S.1 (Verpflichtung zur Umweltprüfung), § 1 Abs. (6) Nr. 7 und der 

Anlage zum BauGB berücksichtigt. 

 

Darüber hinaus wurden im Vorfeld mehrere Untersuchungen durchgeführt. Deren Ergebnisse und 

die verwendeten technischen Verfahren sind in den jeweiligen Gutachten dargestellt. Sofern die 

Ergebnisse für Umweltbelange von Belang sind, wurden sie im vorliegenden Umweltbericht 

berücksichtigt: 

 

▪ Artenschutzrechtliche Prüfung gemäß § 44 BNatSchG zum Bebauungsplan Nr. 131 

„Beringweg“ in der Wallfahrtsstadt Werl - Büro für Landschaftsökologie und Umweltplanung, 

Hamm, Januar 2024.  

▪ Begründung zum Bebauungsplan Nr. 131, Stand Dezember 2023 

 

Bei der Erstellung der Gutachten Untersuchungen haben sich keine Probleme ergeben. 

 

Bei der Erstellung des Umweltberichtes traten keine besonderen Probleme auf. 
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5.2 Monitoring 

In Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB werden unter 3 b) Angaben zu den geplanten 

Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des 

Bebauungsplans auf die Umwelt gefordert (Monitoring). 

 

Im vorliegenden Plan sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

➢ Auswertung von Hinweisen der Bürger; 

➢ Auswertung von Hinweisen der Fachbehörden gem. § 4 (3) BauGB; 

➢ Auswertung sonstiger umweltrelevanter Informationssammlungen 

➢ Überprüfung der Entwicklung des Gebietes sowie ggf. der Ausgleichsfläche (wenn Öko-

Konto nicht zum Tragen kommt) außerhalb des Geltungsbereiches nach weitgehendem 

Abschluss von Bau- und Ausgleichsmaßnahmen, spätestens jedoch 5 Jahre nach 

Rechtskraft des Bebauungsplans. 

 

Das Monitoring wird von den Behörden der Wallfahrtsstadt Werl und den zuständigen staatlichen 

Behörden durchgeführt. 
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6 Zusammenfassung 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 131 “Beringweg“ wurde eine 

Umweltprüfung durchgeführt, deren Ergebnisse im vorliegenden Umweltbericht dargestellt 

werden. 

 

Hierbei wurden Inhalt, Ziel und Erforderlichkeit der Bauleitpläne dargestellt sowie die Auswirkung 

des Vorhabens auf die Schutzgüter: 

 

● Mensch und seine Gesundheit / Bevölkerung 

● Tiere, Pflanzen / Landschaft / biologische Vielfalt 

● Boden 

● Wasser / Abwasser 

● Klima / Luft  

● Kulturgüter und Sachgüter 

● Abfall 

 

detailliert geprüft. 

 

Dabei wurden jeweils: 

 

● die Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes und 

die Umweltmerkmale der voraussichtlich erheblich beeinflussten Gebiete, 

● die Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung, 

● die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen, 

● in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und der 

räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans (hier Bebauungsplans) zu berücksichtigen 

sind, 

 

beschrieben. 

 

Im Ergebnis erweist sich die Vereinbarkeit der Planungen mit den Belangen der einzelnen 

Schutzgüter und übergeordneter Planungen (z. B. Regionalplan, Flächennutzungsplan, 

Landschaftsplan), deren Vorgaben - soweit vorhanden - im Plangebiet entsprechend 

berücksichtigt wurden. 

 

Zur Minimierung unvermeidbarer Beeinträchtigungen werden diverse Vermeidungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt: 

 

● Schutz der vorhandenen Gehölze vor schädlichen Einwirkungen durch geeignete 

Maßnahmen nach DIN 18920;  
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● Baudurchführung entsprechend dem neuesten Stand der Technik zum Schutz des 

Bodens und des Grundwassers; 

● Rodungsarbeiten sind grundsätzlich entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des § 39 

(5) Satz 2 BNatSchG im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. durchzuführen; 

● Bodenschutz gemäß DIN 18915. 

 

Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfes wurde eine quantitative Eingriffsbilanzierung nach 

dem Bewertungsmodell der LANUV „Numerische Bewertung von Biotoptypen für die 

Bauleitplanung in NRW“ Recklinghausen März 2008, durchgeführt, bei dem der Punktwert des 

Ist-Zustandes mit dem des Planzustandes verglichen wird. Auf Grundlage dieser Bilanzierung 

wurden ein vorläufiges Defizit von 8030 Wertepunkten ermittelt. 

 

Dieses Defizit wird, in Ermangelung entsprechender Flächen innerhalb des Geltungsbereiches 

des Bebauungsplans, durch eine Ersatzgeldzahlung zugunsten des Ökokontos der 

Wallfahrtsstadt Werl, konkret für den Ausgleichsflächenpool im Stadtwald, ausgeglichen. 

Bei einem errechneten Kostenfaktor von 1,61 € pro WP im Flächenpool Stadtwald, wird das 

Vorhaben mittels einer Ersatzgeldzahlung von 12.928,30 € vollständig kompensiert.  

 

Der Eingriff kann bei Umsetzung der Maßnahmen quantitativ und funktional im Sinne des 

§ 15 (2) BNatSchG vollständig kompensiert werden und das Vorhaben daher als 

ausgeglichen gelten. 

 

Das Monitoring zur Kontrolle von erheblichen, insbesondere unvorhergesehenen Auswirkungen 

umfasst die Auswertung von Hinweisen, die von Bürgern, Fachbehörden, durch weitere 

Untersuchungen sowie aus Informationssystemen an die zuständige Fachbehörde 

herangetragen bzw. ermittelt werden. Ergänzend wird für die Kompensationsfläche ein 

regelmäßiges Erfolgsmonitoring durchgeführt. 

 

Nach weitgehendem Abschluss der Bau- und Ausgleichsmaßnahmen (etwa 5 Jahre nach 

Rechtskraft) wird die Entwicklung des Plangebietes überprüft. 

 

Hamm, im Februar 2024 

 

 
Dipl. Geograph Michael Wittenborg 

 

__________________________________________________________________________ 
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Geltung ab 01.03.2022.  

GESETZ ZUM SCHUTZ DER NATUR IN NORDRHEIN-WESTFALEN 

(LANDESNATURSCHUTZGESETZ) LNATSCHG NRW), in der Fassung vom 15. November 

2016 (GV. NRW. S. 934), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (GV. 

NRW. S. 560) geändert worden ist. 

GESETZ ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN DURCH LUFTVERUNREINIGUNGEN, 

GERÄUSCHE, ERSCHÜTTERUNGEN UND ÄHNLICHE VORGÄNGE (BUNDES-

IMMISSIONSSCHUTZGESETZ - BIMSCHG): in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 

2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. 

September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist. 

GEBÄUDEENERGIEGESETZ (GEG): In Kraft seit 01.11.2020  

GESETZ ÜBER ABGABEN FÜR DAS EINLEITEN VON ABWASSER IN GEWÄSSER ABWASSER-

ABGABENGESETZ – ABWAG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2005 

(BGBl. I S. 114), das zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. August 2018 (BGBl. 

I S. 1327) geändert worden ist. 

VERORDNUNG ÜBER ANFORDERUNGEN AN DAS EINLEITEN VON ABWASSER IN GEWÄSSER - 

ABWASSERVERORDNUNG – ABWV*): vom 17.06.2004. 

GESETZ ZUR ORDNUNG DES WASSERHAUSHALTS (WASSERHAUSHALTSGESETZ 

WHG), vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist. 

WASSERHAUSHALTSGESETZ (WHG): Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts - WHG –  

vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 67 des Gesetzes vom  

22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist. 

WASSERGESETZ FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN (LANDESWASSERGESETZ – LWG), in 

der Fassung vom 31.07.2009 das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Mai 2021 

(GV NRW S. 560, ber. S. 718) geändert worden ist. 

VV-ARTENSCHUTZ  (=Verwaltungsvorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur 

Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH - RL) und 2009/147/EG (V - RL) zum 

Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV – Artenschutz), Rd.Erl. d. 

https://www.buzer.de/outb/bgbl/3908211.htm
https://www.buzer.de/s1.htm?g=nr+59.2021
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Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt , Landwirtschaft, Natur - und Verbraucherschutz 

NRW v. 06.06.2016), - III 4-616.06.01.17. 

 

Sonstige Grundlagen 

• LANUV NRW: NUMERISCHE BEWERTUNG VON BIOTOPTYPEN FÜR DIE BAULEITPLANUNG, 

RECKLINGHAUSEN 2008  

 

Gutachten/ Pläne: 

▪ Artenschutzrechtliche Prüfung zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 131 “Beringweg“ 

Wallfahrtsstadt Werl - Büro für Landschaftsökologie und Umweltplanung, Hamm, Januar 

2024. 

▪ Begründung zum Bebauungsplan Nr. 131, Stand Januar 2024. 
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8 Anhang  

Festsetzung im  Bebauungsplan: 

o Mindestens 15 % der verbleibenden Grünflächen (Hausgärten) sind mit 

standortgerechten und heimischen Gehölzen zu bepflanzen. 

 

Standortgerechte einheimische Pflanzenarten (Auswahl) 

  

Bäume:  

Bäume, 1.Ordnung: Rotbuche (Fagus sylvatica), Stieleiche (Quercus robur) 

Bäume, 2.Ordnung: Vogel- bzw. Wildkirsche (Prunus avium), Feldahorn (Acer 

campestre)  

 

Sträucher, klein- bis mittelhochwachsend: 

Blut-Hartriegel (Cornus sanguinea), Faulbaum (Frangula alnus), Wald-Geißblatt 

(Lonicera periclymenum), Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus), 

Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 

Dornsträucher: 

Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Weißdorn (Crataegus 

laevigata, C.monogyna) 

Sträucher, hochwachsend: 

Haselnuß (Corylus avellana), Weißdorn (Crataegus monogyna; C. laevigata), 

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 

 

Pflanzgröße: 

Sträucher: Str., 2-3 x v., 60-100 h, ballenlose Ware 

Bäume: Hei., 2 x v., 125-150 h 

Pflanzabstand/-verband: 1,50 x 1,50 m, Dreiecksverband 

 

Apfelsorten (Pflanzabstand je nach Sorte ca. 8-12 m): 

Jakob Lebel, Rote Sternrenette, Schöner aus Boskoop, Dülmener 

Rosenapfel, Kaiser Wilhelm, Schöner aus Nordhausen, Winterglockenapfel 

Birnensorten (Pflanzabstand ca. 8 m): Köstliche aus Charneux, Gute Luise, Bosc s 

Flaschenbirne, Williamsbirne, Clapps 

Liebling, Alexander Lukas 

Kirschsorten (Pflanzabstand Süßkirsche ca. 10-12 m, Sauerkirsche ca. 4 m): Büttners 

Rote Knorpelkirsche (Süßkirsche), 

Große Prinzessinnenkirsche, Schneiders Späte Knorpelkirsche, Schattenmorelle 

Pflaumen / Zwetschgen / Mirabellen (Pflanzabstand ca. 6 m): Deutsche 

Hauszwetschge, Bühler Frühzwetschge , 

Mirabelle von Nancy 

Sonstige: Walnuss (Juglans regia) 


